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Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

Artikel 1 

Änderung des Arbeitslosenversicherungsgesetzes 1977 
Leistungen 

 

§ 1. (1) Für den Fall der Arbeitslosigkeit versichert (arbeitslosenversichert) 
sind 

§ 1. (1) Für den Fall der Arbeitslosigkeit versichert (arbeitslosenversichert) 
sind 

 a) bis g) …  a) bis g) … 
 h) Zeitsoldaten, soweit sie Anspruch auf berufliche Bildung haben (§ 63 

des Wehrgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 146), im letzten Jahr ihres 
Wehrdienstes als Zeitsoldaten, 

 

 i) Personen, die in einem Ausbildungsverhältnis zur Evangelischen 
Kirche A.B. oder zur Evangelischen Kirche H.B. stehen (Lehrvikare 
und Pfarramtskandidaten), sowie nicht definitiv bestellte geistliche 
Amtsträger dieser Kirchen, 

 h) Personen, die in einem Ausbildungsverhältnis zur Evangelischen 
Kirche A.B. oder zur Evangelischen Kirche H.B. stehen (Lehrvikare 
und Pfarramtskandidaten), sowie nicht definitiv bestellte geistliche 
Amtsträger dieser Kirchen, 

soweit sie in der Krankenversicherung auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
pflichtversichert sind oder Anspruch auf Leistungen einer Krankenfürsorgeanstalt 
haben und nicht nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen versicherungsfrei 
sind. 

soweit sie in der Krankenversicherung auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
pflichtversichert sind oder Anspruch auf Leistungen einer Krankenfürsorgeanstalt 
haben und nicht nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen versicherungsfrei 
sind. 

(2) bis (8) … (2) bis (8) … 
§ 6. (1) Als Geldleistungen aus der Arbeitslosenversicherung werden 

gewährt: 
§ 6. (1) Als Geldleistungen aus der Arbeitslosenversicherung werden 

gewährt: 
 1. bis 6. …  1. bis 6. … 
  6a. Teilpension – erweiterte Altersteilzeit; 
 7. bis 9. …   7. bis 9. … 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 
Bevorschussung von Leistungen aus der Pensionsversicherung 

§ 23. (1) und (2) … § 23. (1) und (2) … 
(3) Mit der Zuerkennung der Leistungen aus der Sozialversicherung im 

Sinne des Abs. 2 Z 2 ist nur zu rechnen, wenn die jeweils erforderliche Wartezeit 
(3) Mit der Zuerkennung der Leistungen aus der Sozialversicherung im 

Sinne des Abs. 2 Z 2 ist nur zu rechnen, wenn die jeweils erforderliche Wartezeit 
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erfüllt ist und im Fall einer Leistung aus dem Versicherungsfall der geminderten 
Arbeitsfähigkeit oder der Erwerbsunfähigkeit überdies ein Gutachten zur 
Beurteilung der Arbeitsfähigkeit im Wege der Pensionsversicherungsanstalt 
erstellt wurde und auf Grund dieses Gutachtens anzunehmen ist, dass 
Arbeitsfähigkeit nicht vorliegt. 

erfüllt ist und im Fall einer Leistung aus dem Versicherungsfall der geminderten 
Arbeitsfähigkeit oder der Erwerbsunfähigkeit überdies ein Gutachten zur 
Beurteilung der Arbeitsfähigkeit im Wege der Pensionsversicherungsanstalt 
erstellt wurde und auf Grund dieses oder eines späteren gerichtlichen Gutachtens 
anzunehmen ist, dass Arbeitsfähigkeit nicht vorliegt. 

(4) bis (8) … (4) bis (8) … 
§ 25. (1) Bei Einstellung, Herabsetzung, Widerruf oder Berichtigung einer 

Leistung ist der Empfänger des Arbeitslosengeldes zum Ersatz des unberechtigt 
Empfangenen zu verpflichten, wenn er den Bezug durch unwahre Angaben oder 
durch Verschweigung maßgebender Tatsachen herbeigeführt hat oder wenn er 
erkennen mußte, daß die Leistung nicht oder nicht in dieser Höhe gebührte. Die 
Verpflichtung zum Ersatz des empfangenen Arbeitslosengeldes besteht auch 
dann, wenn im Falle des § 12 Abs. 8 das Weiterbestehen des 
Beschäftigungsverhältnisses festgestellt wurde, sowie in allen Fällen, in denen 
rückwirkend das Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses festgestellt oder 
vereinbart wird. Der Empfänger einer Leistung nach diesem Bundesgesetz ist 
auch dann zum Ersatz des unberechtigt Empfangenen zu verpflichten, wenn sich 
ohne dessen Verschulden auf Grund eines nachträglich vorgelegten 
Einkommensteuer- oder Umsatzsteuerbescheides ergibt, daß die Leistung nicht 
oder nicht in diesem Umfang gebührte; in diesem Fall darf jedoch der 
Rückforderungsbetrag das erzielte Einkommen nicht übersteigen. Ebenso ist der 
Empfänger des Arbeitslosengeldes (der Notstandshilfe) zum Ersatz des 
unberechtigt Empfangenen zu verpflichten, wenn nachträglich festgestellt wird, 
daß auf Grund einer Anrechnung von Einkommen aus vorübergehender 
Erwerbstätigkeit gemäß § 21a keine oder nur eine niedrigere Leistung gebührt. 
Die Verpflichtung zum Rückersatz besteht auch hinsichtlich jener Leistungen, die 
wegen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsmittels weiter 
gewährt wurden, wenn das Verfahren mit der Entscheidung geendet hat, daß die 
Leistungen nicht oder nicht in diesem Umfang gebührten. 

§ 25. (1) Bei Einstellung, Herabsetzung, Widerruf oder Berichtigung einer 
Leistung ist der Empfänger des Arbeitslosengeldes zum Ersatz des unberechtigt 
Empfangenen zu verpflichten, wenn er den Bezug durch unwahre Angaben oder 
durch Verschweigung maßgebender Tatsachen herbeigeführt hat oder wenn er 
erkennen mußte, daß die Leistung nicht oder nicht in dieser Höhe gebührte. Die 
Verpflichtung zum Ersatz des empfangenen Arbeitslosengeldes besteht auch 
dann, wenn im Falle des § 12 Abs. 8 das Weiterbestehen des 
Beschäftigungsverhältnisses festgestellt wurde, sowie in allen Fällen, in denen 
rückwirkend das Bestehen eines Beschäftigungsverhältnisses festgestellt oder 
vereinbart wird. Der Empfänger einer Leistung nach diesem Bundesgesetz ist 
auch dann zum Ersatz des unberechtigt Empfangenen zu verpflichten, wenn sich 
ohne dessen Verschulden auf Grund eines nachträglich vorgelegten 
Einkommensteuer- oder Umsatzsteuerbescheides ergibt, daß die Leistung nicht 
oder nicht in diesem Umfang gebührte; in diesem Fall darf jedoch der 
Rückforderungsbetrag das erzielte Einkommen nicht übersteigen. Ebenso ist der 
Empfänger des Arbeitslosengeldes (der Notstandshilfe) zum Ersatz des 
unberechtigt Empfangenen zu verpflichten, wenn nachträglich festgestellt wird, 
daß auf Grund einer Anrechnung von Einkommen aus vorübergehender 
Erwerbstätigkeit gemäß § 21a keine oder nur eine niedrigere Leistung gebührt. 
Die Verpflichtung zum Rückersatz besteht auch hinsichtlich jener Leistungen, die 
wegen der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsmittels oder auf Grund einer 
nicht rechtskräftigen Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes gewährt 
wurden, wenn das Verfahren mit der Entscheidung geendet hat, dass die 
Leistungen nicht oder nicht in diesem Umfang gebührten. 

(2) bis (7) … (2) bis (7) … 
Altersteilzeitgeld 

§ 27. (1) und (2) … § 27. (1) und (2) … 
(3) Für Personen, die eine Leistung aus der gesetzlichen 

Pensionsversicherung aus einem Versicherungsfall des Alters, ein 
(3) Für Personen, die eine Leistung aus der gesetzlichen 

Pensionsversicherung aus einem Versicherungsfall des Alters, ein 
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Sonderruhegeld nach dem Nachtschwerarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 354/1981, oder 
einen Ruhegenuss aus einem Dienstverhältnis zu einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft beziehen oder das gesetzliche Pensionsalter vollendet haben und 
die Anspruchsvoraussetzungen für eine derartige Leistung erfüllen, gebührt kein 
Altersteilzeitgeld. Für Personen, die Altersteilzeit auf Grund einer 
Blockzeitvereinbarung leisten, gebührt auch dann kein Altersteilzeitgeld, wenn 
diese die Anspruchsvoraussetzungen für eine der im ersten Satz genannten 
Leistungen vor dem gesetzlichen Pensionsalter erfüllen. Die Erfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug einer Korridorpension gemäß § 4 
Abs. 2 APG steht jedoch dem Anspruch auf Altersteilzeitgeld für den Zeitraum 
von einem Jahr, längstens bis zur Erreichung der Anspruchsvoraussetzungen für 
eine vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer, nicht entgegen. 

Sonderruhegeld nach dem Nachtschwerarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 354/1981, oder 
einen Ruhegenuss aus einem Dienstverhältnis zu einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft beziehen, gebührt kein Altersteilzeitgeld. Für Personen, die das 
Regelpensionsalter vollendet haben und die Anspruchsvoraussetzungen für eine 
derartige Leistung erfüllen, gebührt kein Altersteilzeitgeld. Für Personen, die 
Altersteilzeit auf Grund einer Blockzeitvereinbarung leisten, gebührt auch dann 
kein Altersteilzeitgeld, wenn diese das Regelpensionsalter noch nicht vollendet 
haben und keine der im ersten Satz genannten Leistungen beziehen, aber die 
Anspruchsvoraussetzungen dafür erfüllen, wobei jedoch die Erfüllung der 
Anspruchsvoraussetzungen für eine Korridorpension gemäß § 4 Abs. 2, 
ausgenommen Z 2, APG dem Anspruch auf Altersteilzeitgeld für den Zeitraum 
von einem Jahr, längstens bis zur Erreichung der Anspruchsvoraussetzungen für 
eine vorzeitige Alterspension bei langer Versicherungsdauer, nicht entgegen. 

(4) bis (7) … (4) bis (7) … 
(8) Wenn eine der Voraussetzungen für den Anspruch auf Altersteilzeitgeld 

wegfällt, ist es einzustellen; wenn sich eine für das Ausmaß des 
Altersteilzeitgeldes maßgebende Voraussetzung ändert, ist es neu zu bemessen. 
Wenn sich die Zuerkennung oder die Bemessung des Altersteilzeitgeldes als 
gesetzlich nicht begründet herausstellt, ist die Zuerkennung zu widerrufen oder 
die Bemessung rückwirkend zu berichtigen. Bei Einstellung, Herabsetzung, 
Widerruf oder Berichtigung einer Leistung ist der Empfänger des 
Altersteilzeitgeldes zum Ersatz des unberechtigt Empfangenen zu verpflichten. 
Die Verpflichtung zum Rückersatz besteht auch hinsichtlich jener Leistungen, die 
wegen Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsmittels weiter 
gewährt wurden, wenn das Verfahren mit der Entscheidung geendet hat, dass die 
Leistungen nicht oder nicht in diesem Umfang gebührten. 

(8) Wenn eine der Voraussetzungen für den Anspruch auf Altersteilzeitgeld 
wegfällt, ist es einzustellen; wenn sich eine für das Ausmaß des 
Altersteilzeitgeldes maßgebende Voraussetzung ändert ist es neu zu bemessen. 
Wenn sich die Zuerkennung oder die Bemessung des Altersteilzeitgeldes als 
gesetzlich nicht begründet herausstellt, ist die Zuerkennung zu widerrufen oder 
die Bemessung rückwirkend zu berichtigen. Bei Einstellung, Herabsetzung, 
Widerruf oder Berichtigung einer Leistung ist der Empfänger des 
Altersteilzeitgeldes zum Ersatz des unberechtigt Empfangenen zu verpflichten. 
Die Verpflichtung zum Rückersatz besteht auch hinsichtlich jener Leistungen, die 
wegen der aufschiebenden Wirkung eines Rechtsmittels oder auf Grund einer 
nicht rechtskräftigen Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes gewährt 
wurden, wenn das Verfahren mit der Entscheidung geendet hat, dass die 
Leistungen nicht oder nicht in diesem Umfang gebührten. 

 Teilpension – erweiterte Altersteilzeit 
 § 27a. (1) Ein Arbeitgeber, der ältere Personen, die die 

Anspruchsvoraussetzungen für eine Korridorpension gemäß § 4 Abs. 2, 
ausgenommen Z 2, APG erfüllen, beschäftigt und diesen bei kontinuierlicher 
Verringerung ihrer Arbeitszeit auf Grund einer Teilpensionsvereinbarung einen 
Lohnausgleich gewährt, hat bei Erfüllung der nachstehend genannten 
Voraussetzungen Anspruch auf eine Abgeltung seiner zusätzlichen 
Aufwendungen in Form einer Teilpension. 
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(2) Eine Teilpension gebührt für Personen, die 

 1. in den letzten 25 Jahren vor der Geltendmachung des Anspruches 
(Rahmenfrist) 780 Wochen arbeitslosenversicherungspflichtig 
beschäftigt waren, wobei auf die Anwartschaft anzurechnende Zeiten 
gemäß § 14 Abs. 4 und 5 berücksichtigt und die Rahmenfrist um 
arbeitslosenversicherungsfreie Zeiten der Betreuung von Kindern bis zur 
Vollendung des 15. Lebensjahres erstreckt werden, 

 2. auf Grund einer vertraglichen Vereinbarung ihre Normalarbeitszeit, die 
im letzten Jahr der gesetzlichen oder kollektivvertraglich geregelten 
Normalarbeitszeit entsprochen oder diese höchstens um 40 vH 
unterschritten hat, kontinuierlich auf 40 bis 60 vH verringert haben, 

 3. auf Grund eines Kollektivvertrages, einer Betriebsvereinbarung oder 
einer vertraglichen Vereinbarung 

 a) bis zur Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 45 ASVG einen 
Lohnausgleich in der Höhe von mindestens 50 vH des 
Unterschiedsbetrages zwischen dem im letzten Jahr (bei kürzerer 
Beschäftigungszeit in einem neuen Betrieb während dieser kürzeren, 
mindestens drei Monate betragenden Zeit) vor der Herabsetzung der 
Normalarbeitszeit durchschnittlich gebührenden Entgelt und dem der 
verringerten Arbeitszeit entsprechenden Entgelt erhalten und 

 b) für die der Arbeitgeber die Sozialversicherungsbeiträge entsprechend 
der Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit 
entrichtet und 

 4. auf Grund eines Kollektivvertrages, einer Betriebsvereinbarung oder 
einer vertraglichen Vereinbarung Anspruch auf Berechnung einer 
zustehenden Abfertigung auf der Grundlage der Arbeitszeit vor der 
Herabsetzung der Normalarbeitszeit haben; für die Berechnung einer 
Abfertigung nach dem BUAG gilt § 13d Abs. 3 BUAG. 

(3) Für Personen, die eine Leistung aus der gesetzlichen 
Pensionsversicherung aus einem Versicherungsfall des Alters, ein 
Sonderruhegeld nach dem Nachtschwerarbeitsgesetz, BGBl. Nr. 354/1981, oder 
einen Ruhegenuss aus einem Dienstverhältnis zu einer öffentlich-rechtlichen 
Körperschaft beziehen oder das Regelpensionsalter vollendet haben und die 
Anspruchsvoraussetzungen für eine derartige Leistung erfüllen, gebührt keine 
Teilpension. 
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(4) Die Teilpension hat dem Arbeitgeber den zusätzlichen Aufwand, der 

durch einen Lohnausgleich bis zur Höchstbeitragsgrundlage in der Höhe von 
50 vH des Unterschiedsbetrages zwischen dem im gemäß Abs. 2 Z 3 lit. a 
maßgeblichen Zeitraum vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit gebührenden 
Entgelt und dem der verringerten Arbeitszeit entsprechenden Entgelt sowie durch 
die Entrichtung der Sozialversicherungsbeiträge entsprechend der 
Beitragsgrundlage vor der Herabsetzung der Normalarbeitszeit in Höhe des 
Unterschiedsbetrages zwischen den entsprechend der Beitragsgrundlage vor der 
Herabsetzung der Normalarbeitszeit entrichteten Dienstgeber- und 
Dienstnehmerbeiträgen zur Sozialversicherung (Pensions-, Kranken-, Unfall- und 
Arbeitslosenversicherung einschließlich IESG-Zuschlag) und den dem Entgelt 
(einschließlich Lohnausgleich) entsprechenden Dienstgeber- und 
Dienstnehmerbeiträgen zur Sozialversicherung entsteht, abzugelten. Die 
Abgeltung hat in monatlichen Teilbeträgen gleicher Höhe unter anteiliger 
Berücksichtigung der steuerlich begünstigten Sonderzahlungen zu erfolgen. 
Lohnerhöhungen sind durch Anpassung der monatlichen Teilbeträge zu 
berücksichtigen. Kollektivvertragliche Lohnerhöhungen sind entsprechend dem 
Tariflohnindex zu berücksichtigen. Darüber hinausgehende Lohnerhöhungen sind 
nach entsprechender Mitteilung zu berücksichtigen, sofern der Unterschied 
zwischen dem tatsächlichen Lohn und dem der Teilpensionsberechnung zu 
Grunde gelegten indexierten Lohn mehr als 20 € monatlich beträgt. Im Rahmen 
einer kontinuierlichen Verringerung der Arbeitszeit auf Grund einer 
Teilpensionsvereinbarung sind Schwankungen der Arbeitszeit, die in einem 
Durchrechnungszeitraum von längstens einem Jahr ausgeglichen werden oder 
wenn die Abweichungen nicht mehr als 20 vH der Normalarbeitszeit betragen, 
zulässig. Zeiträume einer Kurzarbeit (§ 37b und § 37c AMSG) sind bei der 
Beurteilung der Voraussetzungen für die Teilpension entsprechend der für den 
jeweiligen Zeitraum vereinbarten Normalarbeitszeit zu betrachten. Wird der 
Anspruch auf Teilpension erst nach Beginn der Teilpensionsvereinbarung geltend 
gemacht, so gebührt die Teilpension rückwirkend bis zum Höchstausmaß von 
drei Monaten. 

(5) Der Arbeitgeber hat jede für das Bestehen oder für das Ausmaß des 
Anspruches auf Teilpension maßgebliche Änderung unverzüglich der zuständigen 
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice anzuzeigen. 

(6) Die Teilpension stellt kein Entgelt im Sinne des 
Umsatzsteuergesetzes 1994 (UStG 1994), BGBl. Nr. 663, dar. 
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(7) Wenn eine der Voraussetzungen für den Anspruch auf Teilpension 

wegfällt, ist sie einzustellen; wenn sich eine für das Ausmaß der Teilpension 
maßgebende Voraussetzung ändert, ist sie neu zu bemessen. Wenn sich die 
Zuerkennung oder die Bemessung der Teilpension als gesetzlich nicht begründet 
herausstellt, ist die Zuerkennung zu widerrufen oder die Bemessung rückwirkend 
zu berichtigen. Bei Einstellung, Herabsetzung, Widerruf oder Berichtigung einer 
Leistung ist der Empfänger der Teilpension zum Ersatz des unberechtigt 
Empfangenen zu verpflichten. Die Verpflichtung zum Rückersatz besteht auch 
hinsichtlich jener Leistungen, die wegen der aufschiebenden Wirkung eines 
Rechtsmittels oder auf Grund einer nicht rechtskräftigen Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichtes gewährt wurden, wenn das Verfahren mit der 
Entscheidung geendet hat, dass die Leistungen nicht oder nicht in diesem Umfang 
gebührten. 

(8) Für Personen, für die der Arbeitgeber bereits Altersteilzeitgeld gemäß 
§ 27 bezogen hat, gelten die Voraussetzungen gemäß Abs. 2 Z 2 auch als erfüllt, 
wenn die kontinuierliche Herabsetzung der Arbeitszeit mit Beginn der 
Altersteilzeit erfolgte und seither ununterbrochen vorliegt. Grundlage für die 
Bemessung der Teilpension ist in diesem Fall das zuletzt bezogene 
Altersteilzeitgeld mit der Maßgabe dass der abzugeltende Aufwand statt 90 vH 
nunmehr 100 vH beträgt. Eine Teilpension kann in diesem Fall jedoch nur für die 
auf die Höchstdauer von fünf Jahren gemäß § 27 Abs. 2 noch fehlende Zeit 
bezogen werden. Für Personen, für die bereits Altersteilzeitgeld auf Grund einer 
Blockzeitvereinbarung bezogen wurde, besteht kein Anspruch auf eine 
Teilpension. 

§ 47. (1) … § 47. (1) … 
(2) Personen, die Kontrollmeldungen einzuhalten haben, ist von der 

regionalen Geschäftsstelle eine Meldekarte auszustellen, in der insbesondere die 
Zahl, die Zeit und der Ort der einzuhaltenden Kontrollmeldungen zu bestätigen 
sind. 

(2) Personen, die Kontrollmeldungen einzuhalten haben, sind von der 
regionalen Geschäftsstelle in geeigneter Weise darüber zu informieren. 
Insbesondere muss jeweils die Zeit und der Ort der einzuhaltenden 
Kontrollmeldungen eindeutig bekannt gegeben werden. 

Kontrollmeldungen 
§ 49. (1) Zur Sicherung des Anspruches auf den Bezug von Arbeitslosengeld 

bzw. Notstandshilfe hat sich der Arbeitslose wöchentlich mindestens einmal bei 
der nach seinem Wohnort zuständigen regionalen Geschäftsstelle unter 
Vorweisung der Meldekarte persönlich zu melden. Je nach der Situation auf dem 
Arbeitsmarkt kann die regionale Geschäftsstelle die Einhaltung von 

§ 49. (1) Zur Sicherung des Anspruches auf den Bezug von Arbeitslosengeld 
bzw. Notstandshilfe hat sich der Arbeitslose wöchentlich mindestens einmal bei 
der nach seinem Wohnort zuständigen regionalen Geschäftsstelle persönlich zu 
melden. Je nach der Situation auf dem Arbeitsmarkt kann die regionale 
Geschäftsstelle die Einhaltung von Kontrollmeldungen gänzlich nachsehen, die 
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Kontrollmeldungen gänzlich nachsehen, die Zahl der einzuhaltenden 
Kontrollmeldungen herabsetzen oder öftere Kontrollmeldungen vorschreiben. Die 
regionale Geschäftsstelle kann auch öftere Kontrollmeldungen vorschreiben, 
wenn der begründete Verdacht besteht, daß das Arbeitslosengeld bzw. die 
Notstandshilfe nicht gebührt. Die näheren Bestimmungen über die 
Kontrollmeldungen trifft die Landesgeschäftsstelle. Die Landesgeschäftsstelle 
kann auch andere Stellen als Meldestellen bezeichnen. 

Zahl der einzuhaltenden Kontrollmeldungen herabsetzen oder öftere 
Kontrollmeldungen vorschreiben. Die regionale Geschäftsstelle kann auch öftere 
Kontrollmeldungen vorschreiben, wenn der begründete Verdacht besteht, daß das 
Arbeitslosengeld bzw. die Notstandshilfe nicht gebührt. Die näheren 
Bestimmungen über die Kontrollmeldungen trifft die Landesgeschäftsstelle. Die 
Landesgeschäftsstelle kann auch andere Stellen als Meldestellen bezeichnen. 

(2) … (2) … 
Auszahlungen der Leistungen 

§ 51. (1) … § 51. (1) … 
(2) Die Auszahlung der Leistungen nach diesem Bundesgesetz erfolgt 

jeweils an einem bestimmten Tag im Monat im Nachhinein über die 
Österreichische Postsparkasse auf ein Scheckkonto des Leistungsbeziehers bei der 
Österreichischen Postsparkasse oder auf ein Girokonto des Leistungsbeziehers 
bei einer anderen inländischen Kreditunternehmung. Ist die Überweisung auf ein 
Konto nicht möglich, so erfolgt die Auszahlung der Leistungen jeweils an einem 
bestimmten Tag im Monat für einen Monat bar im Nachhinein über die 
Österreichische Postsparkasse. In besonders berücksichtigungswürdigen Fällen 
kann die regionale Geschäftsstelle jeweils eine Sonder- oder Zwischenauszahlung 
veranlassen. 

(2) Die Auszahlung der Leistungen nach diesem Bundesgesetz erfolgt 
jeweils an einem bestimmten Tag im Monat im Nachhinein über die 
Österreichische Postsparkasse auf ein Konto des Leistungsbeziehers bei einer 
Kreditunternehmung im Inland, in einem anderen Mitgliedstaat des Europäischen 
Wirtschaftsraums oder in der Schweiz. Ist die Überweisung auf ein Konto nicht 
möglich, so hat die Auszahlung der Leistungen in einer anderen geeigneten Weise 
zu erfolgen. In besonders berücksichtigungswürdigen Fällen kann die regionale 
Geschäftsstelle jeweils eine Sonder- oder Zwischenauszahlung veranlassen. 

(3) In besonders berücksichtigungswürdigen Fällen, wie zB im Falle einer 
besonderen finanziellen Notlage oder einer Rückbuchung, kann die regionale 
Geschäftsstelle eine Barauszahlung unter Bedachtnahme auf die vorliegenden 
Anspruchstage vornehmen. Dies kann auch vor Zuerkennung des Anspruches 
erfolgen, sofern mit der Zuerkennung gerechnet werden kann. Eine wiederholte 
Barauszahlung ist jedoch nicht vorzunehmen, wenn sie in der Absicht begehrt 
wird, die im Abs. 2 festgelegte monatliche Auszahlung zu umgehen. 

(3) In besonders berücksichtigungswürdigen Fällen, wie zB im Falle einer 
besonderen finanziellen Notlage oder einer Rückbuchung, kann die regionale 
Geschäftsstelle eine vorzeitige Auszahlung unter Bedachtnahme auf die 
vorliegenden Anspruchstage vornehmen. Dies kann auch vor Zuerkennung des 
Anspruches erfolgen, sofern mit der Zuerkennung gerechnet werden kann. Eine 
wiederholte vorzeitige Auszahlung ist jedoch nicht vorzunehmen, wenn sie in der 
Absicht begehrt wird, die im Abs. 2 festgelegte monatliche Auszahlung zu 
umgehen. 

(4) … (4) … 
Mitwirkung der Gemeinden 

§ 55. (1) …  § 55. (1) … 
(2) Den Gemeinden kann der ihnen aus der Mitwirkung nach Abs. 1 

erwachsende Verwaltungsaufwand vergütet werden. Das gleiche gilt, wenn 
Gemeinden zu Zahlstellen im Sinne des § 51 Abs. 1 bestellt werden. Das Ausmaß 

(2) Den Gemeinden kann der ihnen aus der Mitwirkung nach Abs. 1 
erwachsende Verwaltungsaufwand vergütet werden. Das Ausmaß der Vergütung 
bestimmt der Bundesminister für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit dem 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
der Vergütung bestimmt der Bundesminister für soziale Verwaltung im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Finanzen. 

Bundesminister für Finanzen. 

Stempel- und Gebührenfreiheit 
§ 70. (1) … § 70. (1) … 
(2) Die §§ 76 und 78 des AVG 1950 und die auf Grund dieser Bestimmungen 

erlassenen Verordnungen sind im Verfahren nach diesem Bundesgesetz nicht 
anzuwenden. 

(2) Die §§ 76, 77 und 78 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 
1991 – AVG, BGBl. Nr. 51/1991, und die auf Grund dieser Bestimmungen 
erlassenen Verordnungen sind im Verfahren nach diesem Bundesgesetz nicht 
anzuwenden. 

Vollziehung 
§ 78. (1) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister 

für soziale Verwaltung betraut. 
§ 78. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für 

Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz betraut. 
(2) Mit der Vollziehung des § 60 Abs. 2 lit. b ist der Bundesminister für 

Familie, Jugend und Konsumentenschutz betraut. 
 

Inkrafttreten 
§ 79. (1) bis (147) … § 79. (1) bis (147) … 
 (148) § 1 Abs. 1, § 6 Abs. 1 Z 6a, § 23 Abs. 3, § 25 Abs. 1, § 27 Abs. 3 und 

8, § 27a, § 47 Abs. 2, § 49 Abs. 1, § 51 Abs. 2 und 3, § 55 Abs. 2, § 70 Abs. 2, 
§ 78 und § 84 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2015 treten mit 
1. Jänner 2016 in Kraft. 

 Verweisungen 
 § 84. Soweit in diesem Gesetz auf andere Bundesgesetze verwiesen wird, 

sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
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